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Überprüfung der Investitionsrisiken und -chancen in Russland anhand der Financial, Legal & Tax Due Diligence 

E
ine Due Diligence – „die notwen-
dige Sorgfalt im kaufmännischen 
Verkehr“ – ist eine Überprüfung 

eines Unternehmens, die im Rahmen 
eines Unternehmenskaufes oder 
einer Fusion durchzuführen ist. Sie 
kann sowohl im Zusammenhang mit 
einer geplanten Eigen- als auch einer 
Fremdkapitaltransaktion stehen. Nach 
einer sinnvollen und strategischen Ent-
scheidung des Managements über eine 

Unternehmens-Acquisition beziehungs-
weise Fusion und den dazugehören 
Fragestellungen über die Zielgruppe 
und Branche, Kernkompetenzen, Wett-
bewerbspotenziale, Stärken-Schwä-
chen-Analysen etc. ist eine Überprü-
fung der Zielgesellschaft notwendig.
Neben den vielen Formen der Due 
Diligence gehören insbesondere die 
Financial, Legal und Tax Due Diligence 
zu den wichtigsten Formen der nötigen 
Sorgfaltsüberprüfung. 
Die Financial Due Diligence stellt die 
Grundlage für die monetäre Unterneh-
mensbewertung dar. Hier geht es um 
die Analyse der Ist-Situation, d. h. der 
Vermögens-, Ertrags- und der Finanzla-
ge anhand der letzten Jahresabschlüsse, 
sowie um die Analyse der Planungs-Si-
tuation, d.h. existierende Risiken und 
Probleme, welche in der zukünftigen 
Planung eingepreist werden müssen.
In der Legal Due Diligence werden 
die rechtlich vorhandenen Strukturen 

überprüft. Sie umfasst beispielsweise 
die Überprüfung der Rechtsform der 
Gesellschaften. Werden die gesetzlichen 
Vorgaben und Pflichten (beispielsweise 
Umweltauflagen) eingehalten? Werden 
die bestehenden Verträge umgesetzt? 
Welche laufenden Verfahren und Pro-
zesse sind vorhanden? 
Die Tax Due Diligence umfasst die 
Überprüfung der steuerlichen Struktu-
rierung der Geschäftsprozesse. Hierbei 
werden die Steuerberechnungen und 
Steuerzahlungen an die Finanzbehör-
den sowie bestehende oder zukünftige 
Betriebsprüfungen überprüft. Im Allge-
meinen geht es um Art und Höhe der 
potentiellen Steuerrisken. Drie prkati-
sche Feststellungen bei Due Diligence:
• Korruption und Geldwäsche sind The-
men, die viele Unternehmen betreffen. 
Aufgrund der zunehmenden internati-
onalen Verflechtung von Unternehmen 
besteht ein höheres Risiko, über Dritte 
mit Korruption und Geldwäsche in 

Verbindung gebracht zu werden. Es 
gibt zahlreiche internationale Gesetze 
und Richtlinien, die eine sorgfältige 
Geschäftspartnerüberprüfung verlan-
gen, da von den Geschäftsbeziehungen 
erhebliche Risiken ausgehen können. 
Durch Überprüfung der Geschäftspart-
ner können finanzielle Risiken minimiert 
und Haftungsrisiken vermieden werden. 
Um der Sorgfaltsplicht gerecht zu wer-
den, sollte der Geschäftspartner mit 
einer Reihe von Quellen abgeglichen 
werden.
• Die Überprüfung der Aktiva, insbe-
sondere bei anlageintensiven Unter-
nehmen, benötigt neben der Inau-
genscheinnahme des Vorhandenseins 
der Sachanlagen auch eine genaue 
Überprüfung von immateriellen Vermö-
gensgegenständen bei Konzessionen 
und Lizenzen. Die Erfahrung zeigt, dass 
oft in der Bilanz Vermögensgegenstän-
de ausgewiesen werden, welche nicht 
mehr der Betriebsnutzung unterliegen 

oder unbrauchbar geworden sind. Zum 
Teil werden Abschreibungsmethoden 
geändert oder unterlassen, was zu einer 
Verzerrung und Überbewertung der 
Aktiva führt. 
• Oftmals werden Rückstellungen 
beispielsweise für Rekultivierung oder 
auch für Personal ignoriert. Das kann zu 
schwerwiegenden juristischen als auch 
steuerlichen Konsequenzen führen. 
Fazit: Ziel einer erfolgreichen Due Dili-
gence ist es, Informationssymmetrien 
abzubauen und eine Vertrauensbasis 
zwischen Käufer und Verkäufer auf-
zubauen. Dabei werden Daten- und 
Zahlengrundlagen für die Kaufpreisver-
handlungen geschaffen, welche dann 
Ansatzpunkte für sinnvolle Unterneh-
mensbewertung darstellen. 
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Jeden Tag ein Fluchtversuch
Wie russische Staatsbürger versuchen, 

ohne Visum über Brest in die EU zu gelangen 
Der polnische Grenzbahnhof 

Terespol ist für Flüchtende aus 

dem Nordkaukasus das Tor nach 

Europa. Seit über einem Jahr ver-

wehrt die Grenzpolizei den meis-

ten von ihnen das Recht, Schutz 

zu beantragen.

Von Nancy Waldmann 

Noch zehn Minuten bis zur Abfahrt 
des Zuges nach Brest. Die Grenz-
abfertigung im polnischen Terespol 
am Rand der Europäischen Union 
schließt. Ich laufe durch den geflies-
ten Gang für die Ausreise zum 
Bahnsteig. Hinter der Glaswand 
Geschrei. Dort, wo der Kanal für die 
Einreise nach Polen verläuft, schaf-
fen zwei Grenzpolizisten eine Frau 
in geblümtem Kleid und buntem 
Kopftuch die Treppe hinunter zur 
Gleisunterführung. Der eine dreht 
ihr rüde den rechten Arm auf den 
Rücken, der andere packt sie am 
linken Arm. Die Frau schreit auf vor 
Schmerz, ihre fünf Kinder schreien 
vor Schreck. 

Die weißrussischen Schaffnerin-
nen weisen mich zum letzten der 
drei Wagen. Ihre blau-weißen Uni-
formen wirken adrett wie die Spit-
zengardinen an den Zugfenstern. 
Auf den Pritschen des für Fern-
reisen gebauten Platzkart-Abteils 
sitzen schon die Fahrgäste, meist 
Weißrussen mit Dauervisum, die 
aus Warschau in die Heimat fah-
ren. Auf den Bahnsteig treten nun 
die Grenzer mit der Frau und den 
Kindern und eskortieren sie vorn in 
den ersten Wagen, wo all jene sit-
zen, denen die Einreise verweigert 
worden ist. „Sind alle drin?“, ruft die 
Schaffnerin den Grenzern über den 
leeren Bahnsteig zu.

Pünktliche Abfahrt. Der Zug um 
10.33 Uhr nach Brest ist der Zug der 
enttäuschten Hoffnungen. Jeden 
Tag versuchen 80 bis 150 Menschen 
hier, ohne Visum oder Aufenthalts-

titel in die EU einzureisen. Meist 
kommen sie aus Tschetschenien, 
teils aus anderen russischen Teilre-
publiken im Nordkaukasus oder aus 
Zentralasien. Sie suchen Schutz vor 
Bedrohungen, Folter, Blutfehden 
oder ein besseres Leben in Euro-
pa, häufig beides. Sie nehmen den 
Frühzug um 7.09 Uhr aus Brest, 
knapp 20 Minuten später ist er in 
Terespol – um 6.28 Uhr, wegen der 
Zeitverschiebung. Bis halb elf müs-
sen die polnischen Grenzer klären, 
wer aufgenommen wird. Ein bis 
drei Familien lassen sie durch, die 
übrigen schicken sie mit dem Zug 
nach Weißrussland zurück. Offiziell 
meist wegen „fehlendem Visum“. 

Es gibt gefährlichere Wege nach 
Europa als den über Terespol. 
Immerhin bietet der Zug aus Brest 
eine Chance, auf legalem Weg in die 
EU zu reisen. Seit den Kriegen der 
Neunziger- und Nullerjahre flie-
hen Tschetschenen über Terespol 

nach Europa. Polen gewährte früher 
vielen Schutz, inzwischen bekom-
men nur ein bis zwei Prozent der 
Antragsteller positive Bescheide. 
Nun geht die Angst vor Muslimen 
um und die PiS-Regierung beför-
dert sie. Man müsse den Versuch 
abwehren, auf einer neuen Route 
Muslime und damit Terrorgefahr 
ins Land zu bringen, sagte Innen-
minister Mariusz Błaszczak 2016. 

So wird in Terespol seit einem 
guten Jahr nur noch eine Hand-
voll Schutzsuchende pro Tag ins 
Land gelassen. Vielen verwehre 
die Grenzpolizei ihr Recht, einen 

Antrag auf „Internationalen Schutz“ 
zu stellen, beklagen Juristen aus 
Warschau und Minsk. Der steht 
Menschen zu, denen in ihrer Hei-
mat „ernsthafter Schaden“ droht. 
Doch die Kriterien für die Einreise 
nach Polen seien willkürlich. Man-
che schaffen es nach dutzenden 
Versuchen. Das hält bei den ande-
ren die Hoffnung wach. 

Für Heda, die Frau mit den fünf 
Kindern, war es das zwölfte Mal. 
Ihr Mann fühlte sich nicht gut am 
Morgen, deswegen sind sie ohne 
ihn aufgebrochen. Heda kann 
ihren rechten Arm vor Schmerzen 
nicht heben, auf dem linken hat sie 
den zweijährigen Alaudin, der sein 
Gesicht vergräbt. Heda schaut ernst 
und gefasst. Sie steigt aus dem vor-
deren Teil des Zugs im Bahnhof 
von Brest, der einer Kathedrale 
ähnelt. Brest ist ein wichtiges Ost-
West-Drehkreuz, doch abseits des 
Bahnhofs merkt man davon wenig. 
Die Großstadt ist sauber und nahe-
zu frei von Graffiti. Leute aus dem 
Nordkaukasus fallen auf mit ihren 
bunten Kleidern und Kopftüchern.

Am nächsten Tag haben sich an 
Hedas Achseln und am Handgelenk 
blaue Flecken gebildet. Im Kranken-
haus diagnostiziert der Arzt Quet-
schungen und vermisst die Bluter-
güsse. Danach suchen Heda und 
ihr Mann ein Polizeirevier auf. Ein 
Beamter nimmt die Anzeige auf. 
Man überstelle das Protokoll an 
„die polnische Seite“, sagt er. Drei 
Wochen sitzt die Familie in der 
Stadt fest. Vater Timur ist nervös, 
der Schweiß rinnt ihm vom Kör-
per in der aufgeheizten Zwei-Zim-
mer-Wohnung. Der Vermieter holt 
jeden Tag 25 Weißrussische Rubel 
ab, etwa elf Euro. Für die Fahrtkar-
ten nach Terespol gehen pro Person 
acht Euro drauf. „Die polnischen 
Polizisten verachten uns. Sie hören 
überhaupt nicht zu“, sagt Timur. 
Warum er kein Visum habe, werde 

er immer wieder gefragt. Er findet 
das zynisch angesichts seiner Lage. 

Zwei Jahre habe er sich in seiner 
Heimat in Inguschetien versteckt. 
Timur erzählt: Er habe als Jour-
nalist beim Fernsehen gearbeitet. 
Nach dem Dreh am Tatort eines 
Mordes sei sein Kameramann mit-
samt den Aufzeichnungen festge-
nommen worden und seitdem ver-
schwunden. Er selbst sei mehrfach 
mit dem Tod bedroht worden. Die 
Sicherheitsbehörden hätten sich 
eines Abtrünnigen aus den eige-
nen Reihen entledigt, angeblich 
eines Gotteskriegers, lauteten die 
Gerüchte zum Mord, über den 
Timur recherchierte. „Schon wenn 
du zum Beten in die Moschee gehst 
oder einen Bart trägst, verdächtigen 
sie dich“, sagt er. 

Timurs Erzählung ist keine 
ungewöhnliche aus den muslimi-
schen Nordkaukasus-Regionen. Im 
Namen von Terrorismusbekämp-
fung verschwinden dort immer 

wieder Personen. Ohne Haftbe-
fehl würden Menschen tagelang 
in geheimen Gefängnissen festge-
halten und gefoltert, es genüge, ein 
früherer Klassenkamerad oder ent-
fernter Verwandter eines mutmaß-
lichen Kämpfers der in Russland 
verbotenen Terrororganisation IS 
zu sein: Solche Geschichten erzäh-
len viele nach Europa geflüchtete 
Tschetschenen.

Im Juli folgten Timur und Heda 
dem Hinweis eines Cousins, der 
es ins polnische Aufnahmelager 
geschafft hatte. Sie bestachen den 
Schaffner und fuhren mit dem Zug 
über Moskau nach Brest, ohne 
beim Fahrkartenkauf den Pass vor-
zulegen. Grenzkontrollen zwischen 
Weißrussland und Russland gibt 
es wegen der Eurasischen Wirt-
schaftsunion nicht. Das ist auch 
ein Grund, warum kaum einer der 
in Brest Gestrandeten im Land blei-
ben will. Ihre Verfolger können sie 
problemlos finden. Die Behörden 

Heda kann ihren 
rechten Arm vor 
Schmerzen nicht 
heben.
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liefern offiziell gesuchte Perso-
nen an Russland aus. Von einer 
solchen Auslieferung berichtet 
die Menschenrechtsorganisation 
Human Constanta. Ein Mann war 
in Tschetschenien gefoltert und in 
Polen abgewiesen worden, Weiß-
russland lehnte seinen Asylantrag 
ab. Nun soll er ausgeliefert wer-
den, wegen eines Verstoßes gegen 
Artikel 208 des Russischen Straf-
gesetzbuchs: Gründung illegaler 
bewaffneter Gruppierungen oder 
Teilnahme daran. Der Straftat-
bestand werde in Tschetschenien 
regelmäßig angewandt, in Schein-
prozessen mit unter Folter erpress-
ten Schuldgeständnissen. So schil-
dern es die russischen Menschen-
rechtsorganisationen Memorial 
und Graschdanskoje Sodejstwie in 
einem Bericht von 2014. 

Human Constanta, 2016 von 
Minsker Aktivisten gegründet, ist 
die einzige Organisation, die Men-
schen in Brest auf dem Weg nach 
Polen unterstützt. Mikita Mazju-
schtschankau, ein junger besonne-
ner Mann, ist der einzige feste Mit-
arbeiter im Brester Büro und Hoff-
nungsträger für viele Verzweifelte. 
Ein Telefon hat er am  Ohr, auf dem 
zweiten tippt er Nachrichten. Er hat 
in England Internationales Recht 
studiert. Als er im September 2016 
nach Brest kam, saßen dort gerade 
bis zu 3000 Menschen fest, Familien 
lebten im Bahnhof. Momentan sind 
es 250 bis 300.

„Die polnische Grenzpolizei hat 
ihr Vorgehen am Grenzübergang 
Terespol seit Juli 2016 drastisch 
verändert“, sagt Marta Górczyńska, 
Anwältin der Warschauer Helsinki-
Stiftung für Menschenrechte. Die 
Statistiken der Grenzpolizei stüt-
zen die These: 21 697 Menschen 
mit russischem Pass wurde im 
ersten Halbjahr 2016 die Einreise 
nach Polen über Weißrussland ver-
weigert. Bis Ende September 2016 
waren es 61 267 – drei Mal so viele, 
während die Zahl der Anträge auf 
Internationalen Schutz in Terespol 
verglichen mit den Vormonaten fiel. 

Für kurze Zeit wurde überhaupt 
niemand aufgenommen, berichte-
ten Reisende. Daraufhin kampier-
ten tschetschenische Familien im 
August 2016 an der grünen Grenze 
und forderten Aufnahme. Seitdem 
lassen die Grenzbeamten zwei bis 
drei Familien täglich durch. Der 
Vize-Kommandant der Grenzpo-
lizei in Terespol, Piotr Grytczyuk, 
bestreitet in seinem Büro, dass es 
ein Limit für die Zahl der Antrag-
steller gebe. Ein Teil der Reisenden 
habe kein Interesse, in Polen einen 
Antrag auf Schutz zu stellen, wolle 
weiter in andere EU-Staaten. „Das 
ist das Problem, das niemand ver-
stehen will“, sagt er. 

Seine Aussage deckt sich mit dem 
Bericht des polnischen Ombuds-
manns für Menschenrechte. Im 
August 2016 inspizierten dessen 
Mitarbeiter unangekündigt die 

Grenzabfertigung am Bahnhof 
Terespol – die einzigen, die bei den 
umstrittenen Interviews der Grenz-
beamten dabei waren. Dennoch, die 
Grenzbeamten „überhörten“ vieles. 
In 17 Fällen äußerten Menschen 
ausdrücklich, sie möchten Schutz 
in Polen beantragen oder nannten 
deutlich Fluchtgründe, die dazu 
berechtigen – nur in zwei Fällen 
wurde dies gestattet. Die Grenzer 
hätten die Gespräche oft so geführt, 

dass die Personen als Wirtschafts-
migranten dastanden, auch wenn es 
kaum zutraf, liest man im Bericht. 

Mazjuschtschankau schrieb 
zunächst formlose Anträge auf 
Polnisch mit der Fluchtgeschichte, 
die er seinen Klienten mit auf den 
Weg nach Terespol gab. Eine Weile 
funktionierte das. Bis im März die-
ses Jahres Juristen der polnischen 
Anwaltskammer nach Terespol 
reisten, um mehrfach abgewiesenen 
Personen Rechtsbeistand zu leisten, 
die sie mithilfe von Human Cons-
tanta dazu bevollmächtigt hatten. 
Den Anwälten wurde weder Zutritt 
zu ihren Klienten gewährt noch 

Einsicht in die Akten. Die Aktion 
sorgte für Wirbel in polnischen 
Medien. Seitdem haben jene, die 
Briefe von Human Constanta vorle-
gen oder Klienten seiner Warschau-
er Partner sind, keine Chance mehr. 
„So bestrafen sie uns“, sagt Mazju-
schtschankau resigniert. „Wir kön-
nen nichts mehr für die Leute tun.“

Der einzige Hebel blieb der Euro-
päische Gerichtshof für Menschen-
rechte. Für vier Klienten beantrag-
te Matsiushchankau in Straßburg 
erfolgreich ein „interim measure“, 
eine vorläufige Maßnahme nach 
Artikel 39, per Fax im Eilverfah-
ren. Sie wird verfügt, wenn Perso-
nen besonders gefährdet sind, falls 
sie zurückgewiesen werden. Eine 
junge tschetschenische Familie sitzt 
trotz Positivbescheid aus Straßburg 
bis heute in Brest fest. Seit Anfang 
April ist sie in Weißrussland. Rus-
sische Staatsbürger dürfen sich nur 
90 Tage legal im Land aufhalten. 
Reisen sie nicht aus und geraten ins 
Visier der Polizei, kann diese sie der 
russischen Polizei übergeben. Das 
Paar fürchtet die Rückkehr nach 
Russland, wo der Mann gefoltert 
wurde. Die Familie bat nicht nur in 
Terespol um Schutz, auch in Litau-
en versuchte sie es. „Geht doch zu 
Baschar al-Assad und bittet um 
Asyl!“, habe man ihnen dort gesagt. 

Timur und Heda haben sich 
inzwischen an Human Constan-
ta gewandt. Wegen der Hand-
greiflichkeiten gegen Heda rei-

chen sie Beschwerde ein bei der 
europäischen Grenzschutzagentur 
Frontex und bei der polnischen 
Staatsanwaltschaft. 

Drei Tage nach dem Vorfall bricht 
die Familie erneut nach Terespol 
auf. Für Timur gibt es kein Zurück, 
er will in Polen Schutz beantragen. 
Um halb sieben sammelt sich in 
der Schalterhalle vor dem Tor zur 
Grenzabfertigung eine Traube von 
Fahrgästen, die den Frühzug neh-
men möchten. Im Gepäck haben 
Heda und Timur nur etwas Brot 
sowie Pässe und Geburtsurkunden. 
Die Stempel füllen allmählich die 
Pässe, die polnischen Grenzbeam-
ten setzen höchstens drei auf eine 
Seite. Sind die Seiten voll, kann man 
nicht mehr reisen. Gelingt die Ein-
reise, bringt ihnen der Vermieter 
das übrige Gepäck nach, für umge-
rechnet 30 Euro.

Timur kauft sechs Tickets hin und 
zurück, der Jüngste fährt umsonst. 
Fahrkarten nach Terespol verkau-
fen die Bahnbeamten in Brest nur 
mit Rückfahrkarte. Jedenfalls Fahr-
gästen, die sie als Flüchtlinge ein-
sortieren. Heda glaubt nicht, dass 
es an diesem Tag klappt. Alaudin 
kränkelt und hat sich den Platz auf 
Mutters Arm gesichert. Sein Vater 
schweigt. Der Zug überquert lang-
sam den Grenzfluss Bug, die Bahn-
strecke ist in beiden Ländern von 
hohen Zäunen gesäumt. Telefone 
zwitschern wegen des Netzwechsels.

Einfahrt in den leeren Grenz-
bahnhof Terespol. Erst nach einem 
Wink der Grenzer lässt die Schaff-
nerin jene „mit Visa“ aussteigen. 
Mehrere Familien bleiben im 
Wagon. Eine gute Stunde dauert 
die Abfertigung. Bevor die Passa-
giere ohne Visum drankommen, 
schickt ein Grenzpolizist die Rei-
senden, die sich im Wartebereich 
frisch machen, ins Bahnhofsgebäu-
de auf die andere Seite der Gleisan-
lagen, wo man von den Flüchten-
den nichts mehr mitbekommt. So 
wie im gesamten Grenzort Teres-
pol. Nur vom Gleis Eins kann man 
gedämpftes Kindergeschrei hören, 
das aus den offenen Dachfenstern 
der Abfertigungshalle dringt. 

Gegen 14 Uhr sendet Timur 
eine SMS aus Brest: „Eine Familie 
haben sie durchgelassen.“ Sechs 
Personen, präzisiert in Terespol 
Vize-Kommandant Piotr Grytczuk. 
47 Erwachsene und 68 Kinder hät-
ten „die Einreisebedingungen nicht 
erfüllt“.

Nancy Waldmann ist freie Journa-
listin. Ihre Recherchereise wurde 
von der Karl-Gerold-Stiftung 
finanziert. Die Namen der Flüch-
tenden wurden von der Redaktion 
geändert.

Zugtickets nach 
Polen verkaufen die 
Beamten in Brest nur 
mit Rückfahrkarte.

Der Zug nach Terespol von außen und von innen (links). Wer nachmittags wieder am Bahnhof in 
Brest ankommt, ist enttäuscht, gibt aber meist nach einem Versuch noch nicht auf.
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In der Schalterhalle in Brest warten Reisende auf die Fahrt nach Polen. Timur zeigt seinen Pass. Der Jurist Mazjuschtschankau ist unermüdlich im Einsatz für Flüchtende. 
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